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«Die UNRWA gehört abgeschafft»
Der Uno-Kritiker Hillel Neuer wünscht sich eine palästinensische Selbstverwaltung für Gaza

Mit dem gegenwärtigen Grossangriff
der israelischen Armee auf die Stadt
Gaza flammt der Krieg imGazastrei-
fen erneut auf. Aus Sicht der deut-
schen Regierung rechtfertigt allein
das dadurch entstehende mensch-
liche Leid die Gelder ans Uno-
Palästinenserhilfswerk UNRWA.
Der Genfer Jurist Hillel Neuer, Ge-
schäftsführer der Nichtregierungs-
organisation UN Watch, plädiert in-
des für einen anderenWeg.

Als die NZZ mit ihm am Diens-
tag telefoniert, bereitet sich Neuer
gerade auf einen Termin im Deut-
schen Bundestag vor. Er spricht auf
Einladung des CDU-Abgeordneten
Johannes Volkmann über den neuen
Bericht seiner Organisation. Zu-
vor hatte er ihn der NZZ zur Lek-
türe gegeben. In dem zweihundert-
seitigen Konvolut gehe es darum,
«wie die UNRWA es zuliess, dass die
Hamas ihre Bildungsinfrastruktur
übernahm», erklärt er.

Herr Neuer, Ihr Bericht trägt den Titel
«Schulen im Griff des Terrors». Bei sei-
ner Lektüre stösst man auf altbekannte
Vorwürfe: Die UNRWA beschäftige
überzeugte Hamas-Anhänger, die die
Schüler mit Judenhass indoktrinierten.
Was ist neu an Ihren Recherchen?
Unser Bericht dokumentiert im Detail,
dass die gesamte lokale Leitungsebene
der UNRWA mit der Hamas verstrickt
ist – nicht bloss einige einfacheMitarbei-
ter. Nehmen Sie Libanon: Dort leitete
Fateh al-Sharif, der Kopf der Hamas in
Libanon, die Bildungsinfrastruktur der
UNRWA. ImGazastreifen ist das wenig
anders. Dort verliess zwar der Hamas-
Funktionär Suhail al-Hindi 2017 die
UNRWA, aber er nimmt seither ständig
Einfluss auf die Organisation.

Sie gelten als einer der schärfsten Kriti-
ker der UNRWA in der westlichenWelt.
Was läuft schief im Uno-Hilfswerk?
Schon die Struktur der UNRWA ist frag-
würdig. Der Schweizer UNRWA-Chef
Philippe Lazzarini überlässt das ope-

rative Geschäft fast ausschliesslich den
rund 30 000 lokalen Mitarbeitern. Nach
israelischen Geheimdienstinformatio-
nen, über die das «Wall Street Journal»
berichtet hatte, stehen aber von ihnen
allein in Gaza 10 Prozent den Terror-
organisationen Hamas und Palästinen-
sischer Islamischer Jihad nahe.

In Diplomatenkreisen ist manchmal das
Argument zu hören, es sei doch nicht
erstaunlich, dass in der UNRWA auch
Hamas-Mitglieder aktiv seien. Ohne die
Hamas laufe eben nichts in Gaza. Die
jüngsten Ausführungen der Uno-Son-
derbeauftragten Francesca Albanese
gingen in eine ähnliche Richtung.
Genau diese Trivialisierung ist das Pro-
blem. Sie müssen verstehen: Anders
als Frau Albanese handeln die meisten
Diplomaten nicht nach einer ideologi-
schen Agenda. Sie haben sich nur daran
gewöhnt, dass eine islamistische Sekte in
Gaza herrscht, die bereit ist, ihre eige-
nen Kinder im Kampf gegen Israel zu
opfern. Sie glauben, es sei normal, dass
die UNRWA Terroristen in ihren Ein-
richtungen duldet. Es ist aus meiner
Sicht nicht nachvollziehbar, dass es noch
immer ein gesondertes Hilfswerk für
die Palästinenser gibt. Die UNRWA er-
schwert es den Nachkommen der palästi-

nensischen Flüchtlinge seit Jahrzehnten,
in der arabischenWelt anzukommen und
sich in der politischen Realität seit der
Gründung Israels zurechtzufinden.

Der Staat Israel existiert seit 77 Jahren.
Genauso alt ist auch das palästinensi-
sche Flüchtlingsproblem.
Es gibt keinen anderen Konflikt auf der
Welt, in dem der Flüchtlingsstatus bis
in die vierte Generation vererbt wurde.
Erstaunlich, nicht wahr? Für die rund
900 000 Juden, die nach 1948 aus vie-
len Staaten der arabischen Welt nach
Israel fliehen mussten, gab und gibt es
ein solches separates Hilfswerk nicht.
Sie gliederten sich in ihre neue Heimat
ein. Heute sind ganze Städte im Na-
hen Osten von der UNRWA abhän-
gig – nicht nur in Gaza und demWest-
jordanland, sondern auch in Syrien, in
Jordanien und in Libanon. Anstatt zur
Lösung des palästinensischen Flücht-
lingsproblems beizutragen, verstetigt es
die UNRWA bis in alle Ewigkeit. Sie
trägt zudem zur politischen Radikali-
sierung der Menschen bei.

Inwiefern?
UNRWA-Lehrer sagen schon den Schul-
kindern, sie könnten eines Tages nach
Israel «zurückkehren», indem sie sich

das Land von den Israeli nehmen. Die
Führung der UNRWA in Genf schaute
tatenlos zu. Dann hat die Hamas die-
ses Versprechen am 7. Oktober 2023 auf
grausameWeise eingelöst.

Deutschland hat die Zahlungen an die
UNRWA 2024 zeitweise ausgesetzt, als
herauskam, dass 12 Mitarbeiter amMas-
saker des 7. Oktober beteiligt waren.Als
sie entlassen wurden, floss das Geld wie-
der. Ein falscher Schritt?
Ja. Deutschland und andere Geberstaa-
ten hätten nach diesen Enthüllungen
auf dieAuflösung der UNRWAdrängen
müssen.Es gibt Möglichkeiten, die Hilfe
für die notleidenden Palästinenser künf-
tig anders zu organisieren.Die UNRWA
gehört abgeschafft.

Wie stellen Sie sich das vor? Die Ent-
scheidung Israels, der UNRWA jegliche
Tätigkeit auf dem eigenen Staatsgebiet
zu untersagen, hat die Situation für die
Palästinenser sicher nicht verbessert.Die
damalige deutsche Regierung aus SPD,
Grünen und FDP verurteilte den Schritt
entschieden.
In Gaza sollte eine palästinensische
Selbstverwaltung an die Stelle der
UNRWA treten. Die Palästinenser sind
genauso fähig zur Selbstverwaltung wie

jedes andereVolk auch. Sollte nach dem
Krieg eine zivileVerwaltung den Küsten-
streifen beherrschen, brauchte es keine
UNRWA mehr.Aber in jedem der Län-
der, in denen die UNRWA operiert,
ist die Lage anders. In Jordanien leben
zwei Millionen palästinensischstämmige
Staatsbürger, die als Flüchtlinge gelten.
Das ist absurd. Dort sollte es Aufgabe
der Regierung sein, die soziale Infra-
struktur für ihre Bürger zu betreiben. In
Libanon und Syrien, wo die Nachkom-
men der Palästinenser keine libanesi-
schen Staatsbürger sind, ist es kompli-
zierter.Dort könnte vorerst zumBeispiel
das Uno-Flüchtlingshilfswerk UNHCR
für die Versorgung einspringen.

Die israelische Armee hat Angriffe auf
UNRWA-Schulen oft damit gerecht-
fertigt, dass sich darin Hamas-Terro-

risten befunden hätten. Kritiker nen-
nen dieses Vorgehen völkerrechtswidrig.
Eine Untersuchungskommission des
Uno-Menschenrechtsrats spricht nun
sogar von einem Völkermord in Gaza.
Ich weise die Vorwürfe des Uno-Men-
schenrechtsrats gegen Israel aufs Ent-
schiedenste zurück. Seit in dem Gre-
mium Diktaturen den Ton angeben,
hat sich seine antiisraelische Tendenz
verfestigt.

Hat sich die israelische Armee bei An-
griffen auf UNRWA-Schulen auch auf
Berichte von UNWatch bezogen?
Nein, das ist mir nicht bekannt. Aber
um es klarzustellen: UN Watch ist
eine unabhängige Organisation aus
der Schweiz. Wir kooperieren weder
mit der israelischen Armee noch wer-
den wir von der israelischen Regierung
bezahlt. Wenn die israelische Armee
UNRWA-Schulen angreift, dann stützt
sie sich ausschliesslich auf ihre eige-
nen militärischen Einschätzungen.
Allerdings attackiert sie kein einziges
Gebäude ohne Grund. Israel nimmt
Hamas-Terroristen überall dort ins Vi-
sier, wo sie sich verschanzen. Schulen
der UNRWA gehören leider zu die-
sen Orten.

Interview: Nathan Giwerzew, Berlin

«Es gibt keinen
anderen Konflikt
auf der Welt, in dem
der Flüchtlingsstatus bis
in die vierte Generation
vererbt wurde.»Drei Frauen gehen in der Stadt Gaza an einem Graffito mit dem Logo desWorld Food Programme der Uno vorbei. MOHAMMED SABER / EPA

Jurist und Direktor
von UNWatch

giw. · Hillel Neuer, 55
Jahre alt, ist Geschäfts-
führer der Nichtregie-
rungsorganisation UN
Watch mit Sitz in Genf.
Der kanadisch-schweizeri-
sche Doppelbürger enga-

giert sich seit über zwanzig Jahren für
eine Reform der Uno.

Chinas Militär glänzt nur nach aussen
Die Volksbefreiungsarmee führt im Staat ein Eigenleben und wird immer wieder von Korruptionsskandalen erschüttert

MATTHIAS KAMP, PEKING

Als Chinas Staats- und Parteichef Xi
Jinping seinem Volk und der Welt An-
fang September Chinas neuste Waffen-
und Verteidigungssysteme präsentierte,
staunten Experten wie Laien.

SchwereLastwagen zogen bei derMili-
tärparade in Peking bisher nie gezeigte
Hyperschallraketen über die Strasse des
Ewigen Friedens. Vor allem neue Anti-
Schiffs-Raketen, die unter der Meeres-
oberfläche abgefeuert werden können,
sorgten beim Publikum für Staunen. Die
grösste Aufmerksamkeit erregten aber
die unbemannten Flug- und Wasserfahr-
zeuge. China zeigte unter anderem vier
neue Tarnkappendrohnen. Diese können
im Ernstfall bemannte Kampfflugzeuge
unterstützen. Im Fachjargon heissen die
Drohnen darum «loyal wingman».

Nach der Show in Peking spekulier-
ten Beobachter darüber, ob die neuarti-
gen Drohnen sich mit Hyperschallge-
schwindigkeit, also dem Fünffachen der

Schallgeschwindigkeit, amHimmel bewe-
gen können. Auch wenn die chinesische
Regierung aus naheliegenden Gründen
keine Einzelheiten zu den Kampfdroh-
nen bekanntgibt, sind sich die meisten
Militärexperten einig, dass China wäh-
rend der vergangenen Jahre enorme Sum-
men in die Modernisierung unbemann-
ter Kampfsysteme investiert haben muss.

Zweifel an den Fähigkeiten

Ausländische Militärexperten rätseln
allerdings über die tatsächlichen Fähig-
keiten der neuen Systeme im chinesi-
schen Waffenarsenal. Am derzeit statt-
findenden Xiangshan-Forum in Peking
versuchen sich die aus dem Ausland
angereisten Verteidigungsspezialisten
darum einen Überblick über den techni-
schen Stand der Volksbefreiungsarmee
zu verschaffen.

«Wir können sicher sein, dass sich die
ausländischenTeilnehmer am diesjähri-
gen Xiangshan-Forum bemühen, ihren

chinesischen Kollegen technische In-
formationen zu einigen der neuenWaf-
fensysteme zu entlocken», sagte James
Char der Nachrichtenagentur Reu-
ters. Char ist Sicherheitsexperte an der
S. Rajaratnam School of International
Studies in Singapur.

Es darf als gesichert gelten, dass
China bei der technischen Moderni-
sierung seiner Truppe in den vergan-
genen Jahren grosse Fortschritte ge-
macht hat. Schliesslich hat Xi das Bud-
get der Volksbefreiungsarmee seit sei-
nem Amtsantritt mehr als verdoppelt.
In diesem Jahr hat das Militär fast
250 Milliarden Dollar zur Verfügung.
Doch das viele Geld, mit dem Chinas
Militär neueWaffensysteme entwickeln
und anschaffen kann, kann nicht über
tief liegende strukturelle Probleme
innerhalb der Truppe hinwegtäuschen.

Innerhalb der vergangenen drei
Jahre hat Xi drei der sechs Mitglieder
der Zentralen Militärkommission der
KP entlassen. Die Kommission ist das

oberste Entscheidungsgremium der
Armee. Die drei Geschassten waren
allesamt enge Vertraute Xis. Die meis-
ten Experten gehen davon aus, dass die
Entlassungen der Entscheidungsträger
im Zusammenhang mit Korruption ste-
hen. Filz und Vetternwirtschaft sind seit
Jahrzehnten in der Truppe tief verwur-
zelt.Generäle befördern gegen Schmier-
geld Armeemitglieder oder lassen sich
von Rüstungsfirmen bestechen,wenn sie
diesen Aufträge erteilen.

Die Politik hat keinen Einblick

Dabei hat Xi mit seinen Truppen offen-
bar Grosses vor. In zwei Jahren begeht
die Volksbefreiungsarmee den 100. Jah-
restag ihrer Gründung.Bis dahin soll die
Armee in der Lage sein, Taiwan einzu-
nehmen.Das jedenfalls zeigten Geheim-
dienstinformationen, sagte der frühere
CIA-Direktor Bill Burns Anfang 2023.
Angesichts der Probleme in derArmee-
führung dürfte Xi inzwischen klar sein,

dass seine Truppen bis 2027 noch nicht
so weit sind.

Die Korruption ist aber nicht das ein-
zige strukturelle Problem,das die Kampf-
bereitschaft der Volksbefreiungsarmee
negativ beeinflusst. Traditionell führt die
Armee im chinesischen Staat ein Eigen-
leben. Sämtliche Expertise zur Militär-
technik ist in der Truppe gebündelt, die
Politiker des Landes haben hier traditio-
nell keinen Einblick.Dass die chinesische
Regierung, anders als etwa diejenige in
denUSA,kaum übermilitärisches Know-
how verfügt, erschwert die Verordnung
von Reformen und Modernisierungen.

Immerhin ist es Xi gelungen, die
dominierende Rolle des Heeres in der
Armee zurückzustutzen und ein gewis-
ses Mass an Interoperabilität der vier
Waffengattungen Heer, Marine, Luft-
waffe und Raketenstreitkräfte herzu-
stellen. Ein reibungsloses Zusammen-
spiel der vier Gattungen sei aber trotz
allen Eingriffen der Politik bis heute
nicht gewährleistet, so Experten.


